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1. Einleitung  

1.1. Grundwasser- und Trinkwassermanagement in Deutschland 

 

Die Grundwasser- und Trinkwasserbewirtschaftung unterliegt vielfältigen politischen 

Regulierungen auf europäischer und nationaler Ebene sowie auf Ebene des Bundeslandes. Ziel dieses 

Arbeitspapieres ist, einen Überblick über die Richtlinien, Gesetze, Verordnungen sowie Leitbilder und 

Strategien mit Bezug zum Grund- und Trinkwassermanagement auf den Ebenen der Europäischen Union 

(EU), Deutschland und dem Land Baden-Württemberg zusammenzustellen. Dabei wurden insbesondere 

Gesetze, Leitbilder und Strategien aus dem Wasserwirtschaftlichen Sektor sowie dem 

Landwirtschaftssektor zusammengestellt, die einen unmittelbaren Bezug zu Grund- und Trinkwasser 

haben. Abbildung 1 bietet einen Überblick, über die in diesem Arbeitspapier dargestellten rechtlichen und 

politischen Steuerungsinstrumente sowie deren Zusammenhang innerhalb und zwischen den 

verschiedenen Steuerungsebenen. 

 

 

Abbildung 1: Überblick zu den Grund- und Trinkwassermanagement relevanten Richtlinien, Gesetzen, Verordnungen und Strategien (Eigene 
Darstellung) 

 

Die Abbildung beschreibt die Ebene der EU, durch die Richtlinien formuliert sind, die von den EU-

Mitgliedsstaaten eingehalten und durch selbst formulierte Regelungen umgesetzt werden müssen, sowie 
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die Ebenen Deutschlands und des Bundeslands Baden-Württemberg mit festgelegten Gesetzen, 

Verordnungen sowie Strategien und Plänen. Die Pfeile zeigen die Umsetzung der Politiken auf anderen 

Ebenen, sowie den Zusammenhang der Politiken zueinander. 

1.2. Begriffsbestimmungen 

1.2.1. Richtlinien 

Richtlinien sind rechtliche Vorschriften, die von der Europäischen Union erlassen werden. Sie 

geben den Mitgliedstaaten bestimmte Ziele vor, die auf nationaler Ebene erreicht werden müssen. 

Richtlinien legen einen Rahmen fest, innerhalb dessen die Mitgliedstaaten die erforderlichen 

Maßnahmen ergreifen und nationale Gesetze/ Verordnungen erlassen müssen, um die Richtlinienziele 

zu erreichen und die Richtlinien in nationales Recht umzusetzen. Die Umsetzung einer Richtlinie in 

nationales Recht kann je nach Mitgliedstaat unterschiedlich sein und zu Variationen in den konkreten 

Maßnahmen führen Die Mitgliedsstaaten müssen die Richtlinien fristgerecht (meistens innerhalb von 2 

Jahren) in nationales Recht umsetzen und der Europäischen Kommission die ergriffenen Maßnahmen 

mitteilen. Wenn dies nicht geschieht oder im Verlauf der Umsetzung in nationales Recht eine Nicht-

Einhaltung einer Richtlinie festgestellt wird, kann die Europäische Kommission ein 

Vertragsverletzungsverfahren einleiten (Europäische Union n.d.; Kreimeier and Arntz 2013). Auch 

ermöglichen EU-Richtlinien teilweise die Klagemöglichkeit privater Akteur*innen (zum Beispiel gegen 

vorhabenbedingte Verschlechterung des Grundwassers).  

1.2.2. Gesetze 

Gesetze werden auf nationaler oder regionaler Ebene erlassen und sind die rechtlichen 

Vorschriften eines Landes oder einer Region. Sie werden von nationalen Parlamenten oder 

Landesparlamenten verabschiedet und haben innerhalb des jeweiligen Staates oder der jeweiligen 

Region Rechtswirkung. Gesetze können von den Mitgliedstaaten erlassen werden, um Richtlinien der 

Europäischen Union in nationales Recht umzusetzen oder auch eigenständige rechtliche Regelungen zu 

schaffen (Kreimeier and Arntz 2013). 

In Deutschland sind die Länder für die Umsetzung der Gesetze und Richtlinien verantwortlich. 

Gesetze können auch durch weitere Verordnungen und Gesetze umgesetzt werden, so wird z.B. das 

Wasserhaushaltsgesetz zu Teilen von der Grundwasserverordnung umgesetzt.  

1.2.3. Verordnungen 

Verordnungen sind rechtlich bindende Vorschriften der Europäischen Union, Deutschlands oder 

Baden-Württembergs, die im Gegensatz zu Richtlinien keine Umsetzung in nationales Recht, bzw. 

weiteren Gesetzen erfordern. Sie gelten direkt und sind in allen Mitgliedstaaten (oder innerhalb 

https://www.zotero.org/google-docs/?DFrCWp
https://www.zotero.org/google-docs/?JZulr1
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Deutschlands/ Baden-Württembergs) verbindlich. Verordnungen haben daher eine direkte Wirkung und 

schaffen einheitliche Rechtsvorschriften in der gesamten Europäischen Union (Europäische Union n.d.), 

beziehungsweise in Deutschland und Baden-Württembergs. Im Gegensatz zu Gesetzen, werden sie von 

der Exekutive (Verwaltung) beschlossen (Schneider n.d.). 

1.2.4. Strategien und Leitbilder 

Leitbilder und Strategien stellen Orientierungsgrundlagen dar, insbesondere die Umsetzung von 

Leitbildern ist jedoch oftmals nur schwer zu quantifizieren. So können Leitbilder als Wertekataloge 

verstanden werden, deren Umsetzung angestrebt werden soll. Für die Umsetzung dieser Leibilder 

werden meist Strategien entwickelt, welche als Programme oder Maßnahmen verstanden werden 

können und die konkrete Ziele anstreben (Kühl 2017: 12). Diese können sich beispielsweise in 

Aktionsplänen äußern. Auch komplementieren Strategien (und Leitbilder) vorhandene Gesetzesrahmen 

und legen Visionen für die Zukunft fest.  

1.2.5. Zuständigkeiten innerhalb Deutschlands 

Die zentralen Bestimmungen auf Bundesebene finden sich im Gesetz zur Ordnung des 

Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz, WHG). Die Länder haben die Möglichkeit, von den 

bundesweiten Regelungen abzuweichen, sofern es sich nicht um Vorschriften im Zusammenhang mit 

Anlagen oder bestimmten Stoffen handelt, da diese im Bereich des Wasserrechts nicht veränderbar sind 

(vgl. Artikel 72 Absatz 3 Satz 5 GG). Hauptaufgabe der Länder besteht darin, Fragen der Umsetzung 

sowohl der bundesweiten als auch der landesrechtlichen Bestimmungen zu klären, insbesondere 

hinsichtlich der Zuständigkeiten der Behörden und der Verwaltungsverfahren. Zusätzlich dazu ergänzt 

das Landesrecht (in BaWü das Wassergesetz) beispielsweise die Vorschriften des 

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Bezug auf die Nutzung von Gewässern, Wasserversorgungs- und 

Abwasseranlagen, die Pflege und den Ausbau von Gewässern sowie Grundwassernutzungen 

(Umweltbundesamt 2022c). Die öffentliche Wasserversorgung selbst fällt laut §50 des 

Wasserhaushaltsgesetzes unter die Jurisdiktion der Kommunen.  

 

 

 

https://www.zotero.org/google-docs/?wKMaA7
https://www.zotero.org/google-docs/?YhOHIA
https://www.zotero.org/google-docs/?zLVtZU
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2. Europäische Ebene 

Auf der europäischen Ebene erscheinen bei der Suche auf EUR-Lex - dem offiziellen Portal zum 

EU-Recht - über 3000 Dokumente, bei denen im Text “Water” genannt wird (Stand 24.11.2023). Im 

Folgenden sollen die Richtlinien genannt werden, die in Bezug auf Grundwasser- und Trinkwasser eine 

hohe Relevanz besitzen. Als Richtlinien müssen sie in weiteren Schritten durch die Mitgliedsstaaten in 

nationales Recht umgesetzt werden.  

 

Eine der wichtigsten Richtlinien der Grund- und Trinkwasserpolitik ist die Wasserrahmenrichtlinie 

(WRRL). Sie legt die Grundlagen für eine integrierte Wasserpolitik in Europa fest. Sie bestimmt, dass das 

Grundwasser in einen “guten” Zustand zu überführen ist, und verpflichtet die Mitgliedsstaaten dazu, dies 

zu überwachen (siehe hier). Zur Umsetzung der WRRL dient auf EU-Ebene weiterhin die 

Grundwasserrichtlinie und die Trinkwasserrichtlinie, in Bezug auf die Qualität des Grundwassers die 

Nitratrichtlinie und Pestizidrichtlinie. Im Folgenden werden die Eckdaten, Ziele, Relevante Grenzwerte, 

sowie die Verbindung zu anderen Ebenen der genannten Richtlinien genauer erläutert. 

2.1. EU-Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) 

2.1.1. Eckdaten  

Die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) wurde am 23. Oktober 2000 verabschiedet und musste von 

den Mitgliedstaaten bis zum 22. Dezember 2003 in nationales Recht umgesetzt werden 

(Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2011). Es gab bisher keine 

spezifischen Novellierungen der Wasserrahmenrichtlinie, allerdings wurde sie durch viele andere 

Richtlinien wie die Grundwasserrichtlinie (Richtlinie 2006/118/EG) und Trinkwasserrichtlinie (Richtlinie 

2020/2184) ergänzt. Auch weitere Richtlinien, die in diesem Dokument aufgrund des thematischen Fokus 

auf Grundwasser nicht erwähnt werden, wie die Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie (2007/60/EG) 

und die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (2008/56/EG) stehen in engem Zusammenhang mit der WRRL 

(Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2007; 2008).  

2.1.2. Ziele 

Die EU-Wasserrahmenrichtlinie hat das übergeordnete Ziel, einen “guten Zustand” aller Gewässer 

in der EU zu erreichen und zu erhalten. Sie fördert den Schutz und die nachhaltige Bewirtschaftung von 

Oberflächen- und Grundwasserressourcen. Grundwasser ist dabei definiert als “Alles unterirdische 

Wasser.” (EUR - Lex 2021) 

https://experience.arcgis.com/experience/e1fd69a6ac8a4bdbae7df4b5b9f062bb/page/Oberflächengewässer/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02000L0060-20141120&from=DE
https://www.zotero.org/google-docs/?jtZN22
https://www.zotero.org/google-docs/?Jrq7Oo
https://www.zotero.org/google-docs/?EgfovA
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Sie bildet den Rahmen für eine integrierte Gewässerschutzpolitik in Europa, über die Grenzen der 

Mitgliedstaaten hinaus (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2011) und 

orientiert sich deshalb an den internationalen Flussgebietseinheiten. 

 

Die verbindlichen Ziele für die Mitgliedsstaaten bezogen auf das Grundwasser lauten, festgelegt in 

Artikel 4 (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2000): 

⚫ Verhinderung einer Verschlechterung des Grundwassers und Verhinderung bzw. Begrenzung 

des Eintrags von Schadstoffen. Um dies zu gewährleisten wurden weitere spezielle Maßnahmen 

für den Grundwasserschutz in einer Grundwasserrichtlinie  (siehe Kap. 2.3) festgehalten 

(Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2011). 

⚫ Erreichen eines “guten Zustands” des Grundwassers in 15 Jahren (2015), Verlängerung jedoch 

bis 2027 beim Auslaufen der Richtlinie im dritten Bewirtschaftungszeitraum (Umweltbundesamt 

2022b). 

⚫ Umkehr der Trends, die die Konzentration von Schadstoffen im Grundwasser negativ 

beeinflussen und somit die Reduktion der Schadstoffe im Grundwasser schrittweise reduzieren. 

⚫ Erreichen eines Gleichgewichts zwischen Grundwasserentnahme und Neubildung bzw. ein “guter 

quantitativer Zustand”. 

 

Artikel 5 bestimmt zusätzlich, dass jeder Mitgliedstaat für die internationalen Flussgebietseinheiten, 

die in den eigenen Hoheitsbereich fallen (z.B. der Rhein), eine Analyse der menschlichen Einflüsse auf 

den Zustand des Grundwassers (und der Oberflächengewässer) stattfinden soll. Diese Analysen sollen 

bis 2015 und dann alle 6 Jahre erneut stattfinden (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen 

Union 2000). 

Die Mitgliedstaaten tragen die Verantwortung bei der Umsetzung dieser Ziele. (Bundesministerium 

für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2011). Dazu müssen zentrale Flusseinzugsgebiete 

innerhalb des eigenen Hoheitsbereichs, orientiert an den internationalen Flussgebietseinheiten, definiert 

werden. Für die Analyse der Merkmale im Einzugsgebiet müssen dabei u.a. die Grundwasserkörper 

beschrieben und Signifikanzkriterien erarbeitet werden (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 

nukleare Sicherheit 2011). 

2.1.3. Wichtige Grenzwerte 

Die Richtlinie legt keine spezifischen Grenzwerte fest, sondern definiert einen guten ökologischen 

und chemischen Zustand für Gewässer, in Abgrenzung zum “schlechten” chemischen Zustand (für 

Deutschland siehe die Umsetzung dieser Darstellung hier). Sie erfordert die Festlegung von 

Umweltqualitätsnormen und Überwachungsprogrammen, die für das Grundwasser in der 

https://www.zotero.org/google-docs/?0tMHQ9
https://www.zotero.org/google-docs/?kiM0E6
https://www.zotero.org/google-docs/?JaCVa7
https://www.zotero.org/google-docs/?gu8yyB
https://www.zotero.org/google-docs/?gu8yyB
https://www.zotero.org/google-docs/?4qBWkZ
https://www.zotero.org/google-docs/?4qBWkZ
https://www.zotero.org/google-docs/?pyS2RD
https://www.zotero.org/google-docs/?pyS2RD
https://www.zotero.org/google-docs/?xiGnYe
https://www.zotero.org/google-docs/?xiGnYe
https://experience.arcgis.com/experience/e1fd69a6ac8a4bdbae7df4b5b9f062bb/page/Grundwasser/
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Grundwasserrichtlinie spezifiziert werden (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit 2011). 

2.1.4. Verbindung mit anderen Ebenen 

Die EU-Wasserrahmenrichtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Umsetzung in nationales Recht 

und zur Erstellung von Flussgebietsmanagementplänen. Die Umsetzung erfolgt auf regionaler und 

lokaler Ebene, wobei die einzelnen Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen im Rahmen der 

Wasserrahmenrichtlinie festlegen. In Baden-Württemberg dient beispielsweise der Bewirtschaftungsplan 

Rheins zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie.  

Zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie wurde u.a. im April 2000 eine informelle Arbeitsgruppe 

eingerichtet. Diese Gruppe hatte die Aufgabe, erheblich veränderte und künstliche Wasserkörper in 

Oberflächengewässern zu identifizieren und auszuweisen. Die Arbeitsgruppe setzte sich aus Vertretern 

von 12 Mitgliedstaaten, Norwegen, interessierten Kreisen und einer begrenzten Anzahl von Vertretern 

der Beitrittskandidatenstaaten zusammen, den Vorsitz hatten das Vereinigte Königreich und Deutschland 

(CIS Arbeitsgruppe 2.2 2002).  

In Deutschland wird die Wasserrahmenrichtlinie in Bezug auf Grundwasser und Trinkwasser neben 

den regionalen Bewirtschaftungsplänen im Wesentlichen durch die Grundwasserverordnung, die 

Trinkwasserverordnung und das Wasserhaushaltsgesetz umgesetzt (Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und nukleare Sicherheit 2011; Bundesumweltministeriums n.d.). 

2.2. EU-Grundwasserrichtlinie (Richtlinie 2006/118/EG) 

2.2.1. Eckdaten 

Die EU-Grundwasserrichtlinie 2006/118/EG wurde im Januar 2007 eingeführt und löste die alte 

Grundwasserrichtlinie (1979) ab. Sie wurde 2010 mit der Grundwasserverordnung in Deutsches Recht 

umgesetzt (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2017) und ergänzt damit 

die Wasserrahmenrichtlinie (2000/60/EG). 

2.2.2. Ziele 

Die EU-Grundwasserrichtlinie zielt darauf ab, das Grundwasser vor Verschmutzung zu schützen 

und einen guten chemischen und mengenmäßigen Zustand bis 2015 sicherzustellen. Sie liefert 

Parameter für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und nukleare Sicherheit 2017). 

Die Grundwasserrichtlinie umfasst verschiedene Elemente, die den chemischen Zustand des 

Grundwassers beschreiben. Dazu gehören Kriterien zur Beschreibung des Zustandes, Normen und 

Verfahren zur Bewertung, EU-weite Qualitätsnormen für Nitrat und Pflanzenschutzmittel sowie eine 

https://www.zotero.org/google-docs/?TRtysP
https://www.zotero.org/google-docs/?TRtysP
mailto:https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/3_Umwelt/Wasser/Rechtsvorschriften/WRRL/Zyklus-3/BWP-3/BWP2021-RheinBW-KV-v4-bf.pdf
mailto:https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/3_Umwelt/Wasser/Rechtsvorschriften/WRRL/Zyklus-3/BWP-3/BWP2021-RheinBW-KV-v4-bf.pdf
https://www.zotero.org/google-docs/?oK5xII
https://www.zotero.org/google-docs/?MNODoZ
https://www.zotero.org/google-docs/?MNODoZ
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:372:0019:0031:DE:PDF
https://www.zotero.org/google-docs/?C3tlS4
https://www.zotero.org/google-docs/?27v0xT
https://www.zotero.org/google-docs/?27v0xT
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Mindestliste von Parametern, für die nationale Schwellenwerte abgeleitet werden müssen. Die Richtlinie 

legt auch Kriterien fest, um signifikante und langfristige Anstiege der Schadstoffbelastung zu erkennen, 

Regelungen zur Umkehrung solcher Trends sowie Maßnahmen zur Verhinderung oder Begrenzung des 

Schadstoffeintrags in das Grundwasser (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit 2017). 

2.2.3. Wichtige Grenzwerte 

Die Richtlinie legt Qualitätsnormen für verschiedene Schadstoffe fest, um sicherzustellen, dass der 

chemische Zustand des Grundwassers bestimmte Standards einhält. 

Eine der wichtigsten genannten Qualitätsnormen ist (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und nukleare Sicherheit 2017) Nitrat, für das eine Qualitätsnorm von 50mg pro Liter festgelegt ist. 

Ebenfalls als wichtigste Stoffe genannt sind Wirkstoffe in Pestiziden, einschließlich relevanter 

Stoffwechselprodukte sowie Abbau- und Reaktionsprodukte, bei denen ein Schwellenwert von 0,1 μg pro 

Liter gilt. Pestizide beziehen sich dabei auf die Definition der Pestizid-Richtlinie, die Biozide auf die Biozid-

Richtlinie. 

 

Zusätzlich zu den hier spezifizierten Qualitätsnormen dient die Grundwasserrichtlinie der 

Umsetzung von Artikel 5 der Wasserrahmenrichtlinie. Sie setzt die Anforderung der durch die 

Mitgliedsstaaten durchzuführenden Überwachung des Gewässerzustandes um, indem sie genauere 

Vorschriften sowohl für die Überwachung als auch die Bewertung der chemischen Qualität des 

Grundwassers festlegt. Dies dient zur rechtzeitigen Erkennung der Wasserqualität und der möglichen 

Notwendigkeit, Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Die dabei genannten Stoffe beziehen sich auf “Stoffe, 

Ionen oder Indikatoren, die natürlicherweise und/ oder infolge menschlicher Tätigkeiten vorkommen 

können” (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2006, 27), wie beispielsweise Arsen, 

Cadmium, Blei oder Sulfat, weitere menschlich hergestellte synthetische Stoffe, sowie Indikatoren, die 

Einträge von Salzen darstellen können. Die genauen Grenzwerte dafür sollen wiederum von den 

Mitgliedstaaten festgelegt werden (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2006).  

 

2.2.4. Verbindung mit anderen Ebenen 

Die EU-Grundwasserrichtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Umsetzung in nationales Recht 

und zur Festlegung von Maßnahmen zur Erreichung eines guten Zustands des Grundwassers. Dabei 

besteht eine enge Verbindung zwischen den EU-Anforderungen und den nationalen und regionalen 

Regelungen zur Grundwasserbewirtschaftung. Diese werden in Deutschland im Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG), in der Grundwasserverordnung (GrwV), sowie der Verordnung zum Schutz der 

https://www.zotero.org/google-docs/?seNuxJ
https://www.zotero.org/google-docs/?seNuxJ
https://www.zotero.org/google-docs/?50xlcH
https://www.zotero.org/google-docs/?50xlcH
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:309:0071:0086:de:PDF
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CONSLEG:1998L0008:20130314:DE:PDF
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CONSLEG:1998L0008:20130314:DE:PDF
https://www.zotero.org/google-docs/?PL5C41
https://www.zotero.org/google-docs/?QtMW23
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Oberflächengewässer (OGewV) festgelegt (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit 2010). 

2.3. EU-Trinkwasserrichtlinie (Richtlinie 2020/2184) 

2.3.1. Eckdaten 

Die neue EU-Trinkwasserrichtlinie (2020/2184) löst und simplifiziert die mehrfach geänderte alte 

„Richtlinie (98/83/EG) des Rates vom 3. November 1998 über die Qualität von Wasser für den 

menschlichen Gebrauch” ab (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2020). Die 

Mitgliedsstaaten mussten die Trinkwasserrichtlinie bis 2023 in nationales Recht umsetzen, für einzelne 

Artikel (bspw. Artikel 13) gelten Übergangsfristen (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen 

Union 2020). Für verschiedene Risikobewertungen, die in der neuen Trinkwasserrichtlinien eingeführt 

wurden (u.a für den menschlichen Gebrauch und des Versorgungssystems), gelten Fristen für die 

erstmalige Durchführung bis 2027, respektive 2029 (Rainfurth and IHK Karlsruhe n.d.) 

2.3.2. Ziele 

Die EU-Trinkwasserrichtlinie zielt darauf ab, die Qualität des Trinkwassers zu gewährleisten und 

den Schutz der öffentlichen Gesundheit zu fördern. Sie legt Anforderungen an die Überwachung und 

Sicherheit des Trinkwassers fest (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2020). Ein 

zentrales neues Element der Trinkwasserrichtlinie ist die Einführung eines sogenannten risikobasierten 

Ansatzes für die Wasserversorger. Dieser soll u.a. einen “kontinuierlichen Informationsaustausch 

zwischen den zuständigen Behörden und den Wasserversorgern gewährleisten” (Europäisches 

Parlament und Rat der Europäischen Union 2020). Dabei soll eine Überwachung des Wassers entlang 

der gesamten Versorgungskette, von der Entnahmequelle bis zum Wasserhahn des/ der 

Verbrauchenden, gewährleistet werden (Verband kommunaler Unternehmen e.V 2021). Die 

Trinkwasserrichtlinie betont ebenfalls die Bedeutung des Zugangs der breiten Bevölkerung zu Wasser 

und soll den Zugang marginalisierter Gruppen zu Trinkwasser gewährleisten (Europäisches Parlament 

und Rat der Europäischen Union 2020). Dabei hat die Europäische Union auf die Forderungen der 

Bürgerinitiative Right2Water reagiert (Europäische Kommission 2020).  

2.3.3. Wichtige Grenzwerte 

Die Richtlinie legt Grenzwerte für verschiedene Parameter fest, einschließlich chemischer Stoffe, 

Mikroorganismen sowie Indikatorparameter, um sicherzustellen, dass das Trinkwasser für den 

menschlichen Verzehr geeignet ist. Konkret bedeutet dies, dass Wasser für den menschlichen Verbrauch 

nur zugelassen ist, wenn es alle folgenden Bedingungen erfüllt:  

 

https://www.zotero.org/google-docs/?XWVWaX
https://www.zotero.org/google-docs/?XWVWaX
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32020L2184
https://www.zotero.org/google-docs/?DOxYKP
https://www.zotero.org/google-docs/?35shDT
https://www.zotero.org/google-docs/?35shDT
https://www.zotero.org/google-docs/?5HLc3G
https://www.zotero.org/google-docs/?ZOqLAz
https://www.zotero.org/google-docs/?epUEDk
https://www.zotero.org/google-docs/?epUEDk
https://www.zotero.org/google-docs/?Cpem98
https://www.zotero.org/google-docs/?BacRYs
https://www.zotero.org/google-docs/?BacRYs
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2417
https://www.zotero.org/google-docs/?rrpZ57
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“a) Das Wasser enthält keine Mikroorganismen, Parasiten und Stoffe jedweder Art, die, in 

einer gewissen Anzahl bzw. Konzentration, eine mögliche Gefahr für die menschliche Gesundheit 

darstellen; 

b) das Wasser entspricht den in Anhang I Teile A, B und D festgelegten 

Mindestanforderungen; 

c) die Mitgliedstaaten haben alle anderen erforderlichen Maßnahmen ergriffen, um die 

Artikel 5 bis 14 einzuhalten.” (Europäische Kommission 2020) 

 

Im Sinne der Übersichtlichkeit dieses Dokuments sollen diese Mindestanforderungen hier nicht alle 

genannt werden. Sie beziehen sich generell auf: 

⚫ mikrobiologische Parameter (Enterokokken und e.coli - Bakterien), die überhaupt nicht 

vorkommen dürfen;  

⚫ über 30 chemische Parameter (deutlich mehr, wenn einzelne Pestizide und PFAS nicht 

zusammengefasst werden) wie Kupfer, Blei, Quecksilber etc.; 

⚫ Indikatorparameter wie Färbung, Trübung, Leitfähigkeit oder die Korrosivität (bestimmt durch 

Chlorid und Sulfat) (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2020) 

2.3.4. Verbindung mit anderen Ebenen 

Die EU-Trinkwasserrichtlinie legt Mindestanforderungen fest, die von den Mitgliedstaaten in 

nationales Recht umgesetzt werden müssen. Dies kann zu strengeren Maßnahmen auf nationaler oder 

regionaler Ebene führen, wenn dies gerechtfertigt ist. Die Trinkwasserrichtlinie soll auf nationaler Ebene 

durch die Trinkwasserverordnung umgesetzt werden. Diese wurde zum letzten Mal Mitte Juni 2023 

novelliert (Bundesministerium für Gesundheit 2023). Da Deutschland den Termin zu Beginn des Jahres 

verpasst hat, der EU mitzuteilen, wie sie die Trinkwasserrichtlinie in nationales Recht umgesetzt haben, 

wurde gegen Deutschland wie gegen 19 andere EU-Staaten ein Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet 

(Leise 2023).  

In der Region Freiburg wird die EU-Trinkwasserrichtlinie durch das Projekt “Ressourcenschutz und 

Risikomanagement in der Trinkwasserversorgung - ResiTrink!” umgesetzt, das zwischen dem 

01.05.2022 – 30.04.2025 vom Wasserversorger badenovaNETZE GmbH mit einer Fördersumme von 

98.622 € umgesetzt wird (badenova AG & Co. KG 2023).  

2.4. EU-Nitratrichtlinie (Richtlinie 91/676/EWG) 

2.4.1. Ziele 

Die EU-Nitratrichtlinie zielt darauf ab, Gewässer vor Verschmutzung durch Nitrate aus 

landwirtschaftlichen Quellen zu schützen und fördert die nachhaltige Bewirtschaftung von 

https://www.zotero.org/google-docs/?1lFB3z
https://www.zotero.org/google-docs/?nWDMgS
https://www.zotero.org/google-docs/?0a5S8x
https://www.zotero.org/google-docs/?soWsH5
https://www.zotero.org/google-docs/?uud9Dk
https://www.zotero.org/google-docs/?uud9Dk
https://www.zotero.org/google-docs/?uud9Dk
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A31991L0676
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Stickstoffdüngemitteln und die Verringerung der Nitratbelastung (Europäisches Parlament und Rat der 

Europäischen Union 1991). Die Mitgliedstaaten haben die Aufgabe, gefährdete Gebiete auszuweisen, 

Aktionsprogramme festzulegen und deren Wirksamkeit zu überwachen. Die Aktionsprogramme enthalten 

dabei einerseits verbindliche Maßnahmen (siehe wichtige Grenzwerte) und können auch zusätzliche 

Maßnahmen vorsehen, um die Ziele der Richtlinie zu erreichen. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, 

Überwachungsprogramme durchzuführen, um die Wirksamkeit der Aktionsprogramme zu beurteilen. 

Zusätzlich muss die Nitratkonzentration im Grundwasser und in Oberflächengewässern regelmäßig 

gemessen werden. Die Nitratrichtlinie erstellt Regeln für die gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft, 

die von den Landwirten freiwillig angewendet werden sollen. Die Europäische Kommission erstellt alle 

vier Jahre einen Bericht auf der Grundlage der nationalen Informationen der Mitgliedstaaten (der 

aktuellste Bericht stammt aus dem Jahr 2020) (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 

1991). 

Grundwasser wird im Vergleich zur Wasserrahmenrichtlinie anders definiert und bedeutet im 

Rahmen der Nitratrichtlinie “alles unterirdische Wasser in der Sättigungszone, das in unmittelbarer 

Berührung mit dem Boden oder dem Untergrund steht” (Europäisches Parlament und Rat der 

Europäischen Union 1991) 

2.4.2. Wichtige Grenzwerte 

Die Richtlinie legt einen allgemeinen Grenzwert für die Nitratkonzentration im Grundwasser fest. 

Dieser liegt bei XYZ /l. Zudem fordert sie die Mitgliedstaaten auf, Aktionsprogramme zur Begrenzung der 

Nitratbelastung in gefährdeten Gebieten einzuführen. 

 

Verbindliche Maßnahmen mit dem Ziel des Grundwasserschutz/Verminderung von Belastungen 

des Grundwassers durch Nitrat im Rahmen der Aktionsprogramme für die Mitgliedsstaaten sind 

(Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 1991, Anhang 3): 

⚫ Vorschriften für das Ausbringen von Düngemitteln: 

 Verbot des Ausbringens bestimmter Düngemittel während bestimmter Zeiträume auf 

landwirtschaftlichen Flächen. 

 Mindestgröße von Dunglagerbehältern, um die Lagerung während des 

Ausbringungsverbots zu gewährleisten. 

⚫ Begrenzung des Düngemitteleinsatzes unter Berücksichtigung der guten fachlichen Praxis in der 

Landwirtschaft: 

 Anpassung der Düngermenge basierend auf den Bodenmerkmalen, klimatischen 

Bedingungen, Bodennutzung und Bewirtschaftungspraktiken. 

 Gleichgewicht zwischen dem Stickstoffbedarf der Pflanzen und der Stickstoffversorgung 

aus dem Boden und Düngemitteln. 

https://www.zotero.org/google-docs/?5TuVMe
https://www.zotero.org/google-docs/?5TuVMe
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Binnengewaesser/nitratbericht_2020_bf.pdf
https://www.zotero.org/google-docs/?7sAKYz
https://www.zotero.org/google-docs/?7sAKYz
https://www.zotero.org/google-docs/?GQWZyE
https://www.zotero.org/google-docs/?GQWZyE
https://www.zotero.org/google-docs/?t4vXp2
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 Berücksichtigung von Stickstoffreserven im Boden, Stickstoffzufuhr aus Dung und 

Mineraldünger. 

⚫ Beschränkung der Dungmenge pro Hektar: 

 Die auf den Boden ausgebrachte Dungmenge, einschließlich des von den Tieren selbst 

ausgebrachten Dungs, darf eine bestimmte Menge pro Jahr und Hektar nicht 

überschreiten. 

 Die Höchstmenge beträgt normalerweise 170 kg Stickstoff pro Hektar, kann aber unter 

bestimmten Bedingungen bis zu 210 kg Stickstoff pro Hektar betragen. 

 Abweichende Mengen können zugelassen werden, wenn sie mit objektiven Kriterien 

begründet werden, z.B. lange Wachstumsphasen, Pflanzen mit hohem Stickstoffbedarf, 

hoher Nettoniederschlag oder Böden mit hohem Denitrifikationsvermögen. 

⚫ Berichterstattung und Überwachung: 

 Die Mitgliedstaaten müssen der Kommission mitteilen, wie sie die Bestimmungen zur 

Dungmenge anwenden. 

 Die Kommission kann geeignete Vorschläge an den Rat unterbreiten, basierend auf den 

Informationen der Mitgliedstaaten. 

2.4.3. Verbindung mit anderen Ebenen 

Die EU-Nitratrichtlinie erfordert die Umsetzung in nationales Recht und die Festlegung von 

Maßnahmen zur Reduzierung der Nitratbelastung. Die Mitgliedstaaten haben einen gewissen Spielraum 

bei der Festlegung spezifischer Maßnahmen, um die örtlichen Bedingungen und Anforderungen zu 

berücksichtigen. In Deutschland wird die Nitratrichtlinie mit der Düngeverordnung, die auf dem 

Düngegesetz basiert, umgesetzt (Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 2023a). 

 

Deutschland wurde von der EU mehrfach angeklagt, die Nitratrichtlinie mithilfe der 

Düngeverordnung nicht ausreichend in deutsches Recht umzusetzen. Am 1. Juni 2023 hat die EU das 

Verfahren gegen Deutschland wegen Nicht-Einhaltung der Nitratrichtlinie eingestellt (Bundesministerium 

für Ernährung und Landwirtschaft 2023b). Deutschland umgeht somit hohe Strafzahlungen. Basierend 

auf dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (2023) folgt hier eine kurze 

Zusammenstellung der Geschichte des Vertragsverletzungsverfahrens gegen Deutschland. 

⚫ 2012: Europäische Kommission leitet ein Pilotverfahren gegen Deutschland ein. 

⚫ 2013: Europäische Kommission eröffnet ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland 

aufgrund von Verstößen gegen die EU-Nitrat-Richtlinie. 

⚫ 2017: Deutschland novelliert umfassend sein Düngerecht (Düngegesetz, Düngeverordnung und 

Stoffstrombilanzverordnung). 

https://www.zotero.org/google-docs/?es9YGd
https://www.zotero.org/google-docs/?lIvgmL
https://www.zotero.org/google-docs/?lIvgmL
https://www.zotero.org/google-docs/?hhF99w
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⚫ 2018: Europäischer Gerichtshof bestätigt die Kritikpunkte der Kommission am deutschen 

Aktionsprogramm. 

⚫ 2019: Europäische Kommission leitet das sogenannte Zweitverfahren gegen Deutschland ein, da 

die Novelle von 2017 immer noch den Anforderungen des EuGH-Urteils von 2018 nicht genügt. 

⚫ 2020: Die Düngeverordnung wird erneut umfangreich überarbeitet, um nitratbelastete und 

eutrophierte Gebiete mit strengeren Maßnahmen einzuführen. 

⚫ 2021: EU-Kommission fordert erneut deutliche Nachbesserungen, insbesondere hinsichtlich der 

Größe der belasteten Gebiete mit strengeren Düngungsanforderungen. 

⚫ 2022: Allgemeine Verwaltungsvorschrift und Grundwasserverordnung werden in enger 

Abstimmung mit der EU-Kommission und den Ländern erneut überarbeitet. 

 

2.5. EU-Pestizidrichtlinie (Richtlinie 2009/128/EG) 

2.5.1. Ziele 

Die EU-Pestizidrichtlinie zielt darauf ab, den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln zu regulieren, um 

Mensch, Tier und Umwelt vor Risiken zu schützen. Sie fördert den nachhaltigen Einsatz von Pestiziden 

und die Verringerung der Abhängigkeit von chemischen Pflanzenschutzmitteln. Sie erwartet, wie die 

Nitratrichtlinie von den Mitgliedstaaten nationale Aktionspläne, die quantitative Ziele und Maßnahmen 

zur Verringerung der Risiken und Auswirkungen von Pestiziden festlegen. Weiterhin wird die Fort- und 

Weiterbildung für berufliche Verwender, Vertreiber und Berater gefordert, ebenso wie Auflagen für den 

Verkauf von Pestiziden, um sicherzustellen, dass nur geschultes Personal den Verkauf durchführt 

(Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 2009). Weiterhin werden spezifische 

Verfahren im Ausbringen von Pflanzenschutzmitteln verboten, sowie Sonderfälle definiert. 

2.5.2. Wichtige Grenzwerte 

Die Richtlinie legt keine spezifischen Grenzwerte fest, konzentriert sich jedoch auf die 

Risikobewertung von Pflanzenschutzmitteln und die Festlegung von Maßnahmen zur Risikominderung. 

Verboten werden das Spritzen oder Sprühen mit Luftfahrzeugen, nur in Ausnahmefällen (beispielsweise 

wenn keine andere Austragung möglich ist) wird dies erlaubt (Europäisches Parlament und Rat der 

Europäischen Union 2009) 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32009L0128
https://www.zotero.org/google-docs/?quu1Rk
https://www.zotero.org/google-docs/?mo7lRU
https://www.zotero.org/google-docs/?mo7lRU
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3. Deutschland 

In diesem Kapitel werden die wichtigsten Strategien, Gesetze und Verordnungen auf der Ebene 

der Bundesrepublik Deutschland genannt und beschrieben. Darunter die Nationale Wasserstrategie, das 

Wasserhaushaltsgesetz, die Grundwasserverordnung, die Trinkwasserverordnung, die 

Düngeverordnung, das Düngegesetz, die Verordnung über den Umgang mit Nährstoffen im Betrieb und 

betriebliche Stoffstrombilanzen sowie das Bundes-Bodenschutzgesetz.  

3.1. Nationale Wasserstrategie 

3.1.1. Eckdaten 

Die Nationale Wasserstrategie stellt die erste Wasserstrategie und damit das erste Leitbild in 

Deutschland dar, dass über die Einzelgesetze hinweg die Komplexität der Steuerung der 

Wasserressource ernst nimmt und den Versuch unternimmt dies in eine kohärente Strategie für 

Deutschland zu überführen.  

Sie wurde am 15.03.2023 verabschiedet (Umweltbundesamt 2023) und basiert auf dem Nationalen 

Wasserdialog, den das Umweltbundesamt und das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 

nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz zwischen Oktober 2018 und Oktober 2020 durchgeführt hat, 

um die wichtigsten Herausforderungen und Ziele für die Wasserwirtschaft mit Fachleuten zu besprechen 

und erste Lösungen zu entwickeln (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

2023a). Im Rahmen eines “Bürgerratschlags” (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit 2023a, 8) wurden zudem die Forderungen und Empfehlungen zufällig ausgewählter 

Bürger*innen aus verschiedenen Regionen Deutschlands formuliert. Beide Prozesse gehen laut 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (2023a) in der Nationalen 

Wasserstrategie auf und haben wichtige Impulse für deren Formulierung geliefert. Im Unterschied zum 

WHG und der Grundwasser- und Trinkwasserverordnung hat sie als Strategie keine direkte rechtliche 

Bindung, bietet jedoch einen Orientierungsrahmen für ergänzende Strategien und Konzepte der 

einzelnen Länder. Sie richtet sich explizit an Akteur*innen unterschiedlicher Ebenen, wobei insbesondere 

Bund, Länder und Kommunen im Zentrum stehen. So trägt sie dazu bei, den besonderen Wert des 

Wassers stärker ins Bewusstsein von Bürger*innen sowie Entscheidungstragenden auf allen politischen 

Ebenen zu rücken (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2023b, 7). 

3.1.2. Ziele 

https://www.zotero.org/google-docs/?uC6uqI
https://www.zotero.org/google-docs/?jlPny3
https://www.zotero.org/google-docs/?jlPny3
https://www.zotero.org/google-docs/?ig1cTj
https://www.zotero.org/google-docs/?ig1cTj
https://www.zotero.org/google-docs/?cNv5UD
https://www.zotero.org/google-docs/?jlPny3
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Das Ziel der Nationalen Wasserstrategie ist es den naturnahen Wasserhaushalt wiederherzustellen 

und die Wasserwirtschaft klimaresilient zu machen (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 

nukleare Sicherheit 2023b). Dazu bündelt die Nationale Wasserstrategie in 10 Themenfeldern 

wasserbezogene Maßnahmen, deren Plan es ist sie bis 2050 umzusetzen (s. Abb. 3).  

 

Abbildung 3: Nationale Wasserstrategie. Quelle: (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

2023a, 16) 

 

Sie ist eine Reaktion auf die zunehmenden Dürren und deren gravierende Effekte auf 

Landwirtschaft, Biodiversität und Wald (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit 2023b). Im Erstellen der Strategie war ein breites Spektrum an Akteuren beteiligt (Bund, 

Länder, Kommunen, Wasserwirtschaft und alle wassernutzenden Wirtschaftsbereiche und Gruppen). 

Die zentralen Ziele zusammengefasst in der “Mission 2050” lauten konkret nach 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (2023b): 

⚫ Die Sicherstellung von hochwertigem und bezahlbarem Trinkwasser überall in Deutschland in 

2050 

⚫ Die Säuberung von Gewässern und Grundwasser 

⚫ Stärkung und Wiederherstellung des naturnahen Wasserhaushalts 

https://www.zotero.org/google-docs/?YkiMI5
https://www.zotero.org/google-docs/?YkiMI5
https://www.zotero.org/google-docs/?JCTWRc
https://www.zotero.org/google-docs/?JCTWRc
https://www.zotero.org/google-docs/?y0FVc4
https://www.zotero.org/google-docs/?y0FVc4
https://www.zotero.org/google-docs/?ibkq2S
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⚫ Die Organisation der Abwasserentsorgung nach dem Verursacherprinzip 

⚫ Das Anpassen der Wasserversorgungs-Infrastruktur und der Wassernutzung an die Folgen der 

Klimakrise 

Die Ziele sollen durch einen Mix an Förderungen, rechtlichen Regelungen, Wissensaufbau und 

Dialog erreicht werden. Dazu wurden in den 10 Themenfeldern 78 Aktionsmaßnahmen festgelegt. 

In Aktion 1 wird das Ziel formuliert „[…]in Kooperation mit den Ländern eine umfassende, 

flächendeckende prognostische wasserwirtschaftliche Bilanzierung aufzubauen, die sowohl regionale 

wie überregionale Analysen und die Ableitung geeigneter übergeordneter Maßnahmen zur 

Gewährleistung eines möglichst naturnahen, regionalen Wasserhaushalts – unter Einbeziehung des 

Wasserbedarfs des Ökosystems – ermöglicht und Grundlagen für die Bewertung von Einzelvorhaben 

bereitstellt.” (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2023b, 84) 

Aktion 6 nennt das Anstreben einer bundesweit abgestimmten Leitlinie, die mit den Ländern 

entwickelt werden soll, um einen einheitlichen Orientierungsrahmen für lokale/ regionale 

Priorisierungsentscheidungen zu schaffen. Dieser soll insbesondere sicherstellen, dass möglichst 

ortsnahe Ressourcen für die Trinkwasserversorgung zur Verfügung stehen (Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2023b, 86). 

 

3.1.3. Wichtige Grenzwerte 

Die Nationale Wasserstrategie basiert auf verschiedenen Leitprinzipien des Umweltrechts sowie 

des Föderalismus (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2023a, 10 und 

11), die sich in allen 10 Themenfeldern wiederfinden:  

⚫ Vorsorgeprinzip: Vermeidung von Umweltschäden 

⚫ Verursacherprinzip: Der Verursachende einer Umweltbelastung muss für die Kosten der 

Beseitigung oder eines Ausgleichs aufkommen  

⚫ Kooperationsprinzip: Das dritte Prinzip der klassischen Prinzipientrias des Umweltrechts (Kluth 

2013) besagt, dass Umweltschutz die Zusammenarbeit von Staat, Gesellschaft, und Wirtschaft 

erfordert. Beteiligungsformate erhöhen Informationsgrade aller Beteiligten und fördern 

Akzeptanz. Das Kooperationsprinzip greift beispielsweise in “Rechtsetzungsverfahren in Form 

von Konsultationsverfahren” (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit 2023a, 11) und soll eine Beteiligung in Planungs- und Entscheidungsprozessen von 

Bürger*innen sowie relevanten Akteursgruppen ermöglichen. 

⚫ Gemeinlastprinzip: Wo die Internalisierung externer Kosten nach dem Verursacherprinzip nicht 

gewährleistet werden kann (z. B. weil nicht klar bestimmt werden kann, wer verantwortlich für eine 

Umweltbelastung ist), finanziert die Allgemeinheit bspw. Maßnahmen für die Wiederherstellung 

von Ökosystemdienstleistungen. 

https://www.zotero.org/google-docs/?jlPny3
https://www.zotero.org/google-docs/?jlPny3
https://www.zotero.org/google-docs/?jlPny3
https://www.zotero.org/google-docs/?J7GqYO
https://www.zotero.org/google-docs/?J7GqYO
https://www.zotero.org/google-docs/?5109Mh
https://www.zotero.org/google-docs/?5109Mh
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⚫ Integrationsprinzip: Die erste Erweiterung der Prinzipientrias soll sicherstellen, dass 

Maßnahmen über die klassischen Grenzen der Sektoren hinaus gedacht sind, um Synergien 

zwischen den Sektoren zu ermöglichen und die Umwelt gesamtheitlich zu schützen. 

⚫ Nachhaltigkeitsprinzip: Orientierung an den 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDGs) der 

UN zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, sowie der sozialen Gerechtigkeit. 

⚫ Subsidiaritätsprinzip: Eine übergeordnete staatliche oder gesellschaftliche Einheit darf nur 

dann einschreiten und Aufgaben übernehmen, wenn die untergeordnete Einheit nicht über 

ausreichende Kräfte verfügt, um diese Aufgaben zu erfüllen (Bundeszentrale für politische 

Bildung 2016). 

3.1.4. Verbindung zu anderen Gesetzesebenen 

Die Nationale Wasserstrategie orientiert sich laut Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 

nukleare Sicherheit (2023) am europäischen Gesetzesrahmen und steht dabei ebenfalls im 

Zusammenhang mit den SDGs und der Agenda 2030, insbesondere im Themenbereich “Nachhaltige 

Gewässerbewirtschaftung weiterentwickeln - guten Zustand erreichen und sichern” (Bundesministerium 

für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2023a, 35–40) Es werden in der Nationalen 

Wasserstrategie jedoch weder die Grundwasser-, Trinkwasser-, Pestizid-, oder Biozidrichtlinie im 

Dokument genannt, was verdeutlicht, dass diese als Strategie nicht die Umsetzung von EU-Richtlinien 

verfolgt, sondern im Dialog mit Stakeholdern in Deutschland erarbeitet wurde. 

 

3.2. Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist das wichtigste Gesetz für die Regulierung von Wasser 

und hat zum Ziel, die gesetzlichen Grundlagen für eine geordnete Bewirtschaftung von ober- und 

unterirdischen Wasserressourcen hinsichtlich ihrer Menge und Qualität zu etablieren und gleichzeitig die 

menschlichen Einflüsse auf Gewässer zu regulieren (Bundesumweltministeriums n.d.). Das WHG setzt 

die Europäische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) sowie einige andere relevante Europäische Richtlinien 

in nationales Recht um (vgl. Kap. 2).  

Das WHG regelt dabei übergeordnet für Deutschland u.a. die Bewirtschaftung von Gewässern 

(unter diese wie es in §2 des Anwendungsbereichs auch Grundwasser fällt), besondere wasserrechtliche 

Bestimmungen bezogen auf u.a. die öffentliche Wasserversorgung, den Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen, den Gewässerausbau, der Wasserwirtschaftlichen Planung und 

Dokumentation und der Haftung für Gewässerveränderungen. Das WHG regelt dabei in Abschnitt 1 die 

rechtlichen Grundlagen für wasserrechtliche Genehmigungen und Bewilligungen. u. a. des 

Grundwassers. Eine Genehmigung gewährt das Recht, eine Erlaubnis eine Befugnis, ein Gewässer zu 

https://www.zotero.org/google-docs/?Sy51Mx
https://www.zotero.org/google-docs/?Sy51Mx
https://www.zotero.org/google-docs/?x4ovs1
https://www.zotero.org/google-docs/?x4ovs1
https://www.zotero.org/google-docs/?N8hxVW
https://www.zotero.org/google-docs/?N8hxVW
https://www.zotero.org/google-docs/?F7pDnV
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benutzen. Nach §12 WHG sind Abstraktionen aus Gewässern nicht erlaubt, wenn “vermeidbare oder 

nicht ausgleichbare Gewässerveränderungen” zu erwarten sind. Insgesamt sollen Gewässer zum Wohl 

der Allgemeinheit und unter der Berücksichtigung von Einzelinteressen, nachhaltig und unter Beachtung 

des Klimawandels, sowie ohne Nachteile für das Ökosystem bewirtschaftet werden (vgl. §6 WHG). Der 

Erhalt der Funktions- und Leistungsfähigkeit von Gewässern, die Vermeidung oder der Ausgleich von 

Beeinträchtigungen für abhängige Landökosystem sowie die Schaffung von Nutzungsmöglichkeiten für 

die öffentliche Wasserversorgung werden dabei in §6 festgesetzt. 

Paragraph 6a des WHGs thematisiert die Kostendeckung bei Nutzungen von Grundwasser und 

dem Erreichen der Bewirtschaftungsziele, die durch effiziente Wassernutzung erreicht werden können, 

sowie dass bei nicht Erreichen dieser Ziele zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen 

angemessen beigetragen werden muss (vgl. §6a Absatz 1 und 2 WHG).  Auch das Zugrunde liegen des 

Verursacherprinzips und der „wirtschaftlichen Analyse der Wassernutzungen nach der 

Oberflächengewässerverordnung und der Grundwasserverordnung“ wird in §6a genannt (§6a Absatz 3 

WHG). 

 

Bei der Gestaltung der Bewirtschaftungspläne müssen nach §83 WHG (Absatz 2 Satz 4) erläutert 

werden: 

“die Bedingungen und Kriterien für die Geltendmachung von Umständen für vorübergehende 

Verschlechterungen nach §31 Absatz 1, den §§44 und 47 Absatz 3 Satz 1, die Auswirkungen der 

Umstände, auf denen die Verschlechterungen beruhen, sowie die Maßnahmen zur Wiederherstellung 

des vorherigen Zustands,” Dabei gibt es eine Unterscheidung zwischen grundlegenden und ergänzenden 

Maßnahmen (vgl. Artikel 11 Absatz 3 und Abs 4 WRRL). 

Grundlegend ist zum Beispiel die Begrenzung der Wasserentnahmen. 

 

Das Wasserhaushaltsgesetz legt in §50 zudem fest, dass die öffentliche Wasserversorgung Teil 

der Daseinsvorsorge (Bundesumweltministeriums n.d.) und somit Aufgabe der Kommunen ist.  

Die §§46-49 WHG legen die Rahmenbedingungen für die Bewirtschaftung des Grundwassers fest, 

die von Baden-Württemberg im Wassergesetz spezifiziert werden.  

So sind beispielsweise in §47 WHG die Bewirtschaftungsziele des Grundwassers festgelegt. Diese 

beinhalten eine Vermeidung der Verschlechterung des mengenmäßigen und des chemischen 

Zustandes, die Umkehr von anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentrationen aufgrund von 

menschlichen Tätigkeiten sowie das Erhalten oder das Erreichen eines guten mengenmäßigen und 

chemischen Zustandes (vgl. §47 Absatz 1 WHG). 

Das WHG legt weiterhin zentral die Einteilung in Flussgebietseinheiten (Donau, Rhein, Maas, Ems, 

Weser, Elbe, Eider, Oder, Schlei/Trave, Warnow/Peene) nach WRRL fest.  

https://www.zotero.org/google-docs/?MC9GOb
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Das WHG regelt ebenfalls die Festsetzung von Wasserschutzgebieten (WSG) und 

Bewirtschaftungsauflagen in und Anforderungen an Wasserschutzgebiete. Die Festsetzung erfolgt durch 

die Landesregierungen, kann jedoch auch auf andere Landesbehörden übertragen werden. 

Wasserschutzgebiete werden in Baden-Württemberg in der Regel von den Unteren Wasserbehörden 

(Land- und Stadtkreise) ausgewiesen. Wasserschutzgebiete können laut Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) zeitgleich auch Naturschutzgebiete oder andere Schutzgebiete sein, sind jedoch 

grundsätzlich davon zu unterscheiden. Laut WHG werden Wasserschutzgebiete nach hydrologischen 

und topographischen Gegebenheiten in Wasserschutzzonen eingeteilt. Zone I umfasst den 

Fassungsbereich, Zone II das engere Schutzgebiet und Zone III das weitere Schutzgebiet (A und B), 

welches das gesamte Einzugsgebiet umfasst. Derzeit sind mehr als 25 % der Landesfläche Baden-

Württembergs als Wasserschutzgebiet ausgewiesen. 

 

3.3. Grundwasserverordnung 

Die Grundwasserverordnung (GrwV) dient u.a. der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und der 

Grundwasserrichtlinie und wurde zuletzt am 9.11.2010 geändert (Bundesministerium der Justiz n.d.). Sie 

bezieht sich an vielen Stellen ebenfalls auf das Wasserhaushaltsgesetz und spezifiziert wie dieses in 

Bezug auf Grundwasser, insbesondere §47 WHG, umgesetzt werden soll. Zudem legt die 

Grundwasserverordnung fest, nach welchen Kriterien der mengenmäßige Grundwasserzustand als gut 

gilt (vgl. §4 GrwV) und wann Grundwasserkörper nach §47 WHG als gefährdet eingestuft werden sollen 

(vgl. §3 GrwV). Neben Kriterien legt sie zudem Zuständigkeiten für die Ermittlung des chemischen und 

mengenmäßigen Zustandes der Grundwasserkörper fest und bestimmt Zeitpunkt und Zuständigkeiten, 

um negativen Trends im chemischen Grundwasserzustand entgegenzuwirken. Die 

Grundwasserverordnung bestimmt in §2, dass die zuständige Behörde alle sechs Jahre überprüft, 

welchen Nutzungen Grundwasserkörper unterliegen und ob sie möglicherweise die Ziele in der 

Wasserrahmenrichtlinie verfehlen. Die Behörde ist selbst nach §10 zuständig, geeignete Maßnahmen 

einzuleiten, wenn Ziele verfehlt werden könnten oder um negative Trends umzukehren.  

 

Abbildung 1 präsentiert den aktuellsten Stand (29.03.2022) des chemischen Zustands des 

deutschen Grundwassers bezogen auf die Flussgebietseinheiten auf Basis der WRRL und unterteilt 

diesen Zustand in “gut” (grün) oder “schlecht” rot. Diese Farbgebung ist so in der 

Grundwasserverordnung nach § 12 festgelegt. Laut Umweltbundesamt (2022a) ist 67,3% des 

Grundwassers in einem chemisch guten, 32,7% in einem chemisch schlechten Zustand, in Bezug auf 

Nitrat sind 22,2% der Erhebungen deutschlandweit in einem schlechten Zustand. 

 

 

https://www.zotero.org/google-docs/?yr7Mgv
https://www.zotero.org/google-docs/?R73QvX
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Abbildung 2: Deutschlands und Freiburgs Grundwasserqualität. Quelle: Umweltbundesamt (2022a) 

 

In der Region Freiburg sind die Flussgebietseinheiten, die westlich von Freiburg sich vom Süden 

in Zunzingen (nördlich von Müllheim), östlich Opfingen/Bahlingen, nördlich Weisweil (nördlich vom 

Kaiserstuhl) und westlich bis zur französischen Grenze erstrecken in der chemischen 

Gesamtbetrachtung, sowie in Bezug auf Nitrat in einem chemisch schlechten Zustand, wie auf dem 

rechten Teil der Abbildung zu sehen ist.  

3.4. Trinkwasserverordnung  

Die “Verordnung über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch” 

(Trinkwasserverordnung) bestimmt Anforderungen an Beschaffenheit des Trinkwassers, 

Anzeigepflichten und Anforderungen an Wasserversorgungsanlagen, spezifiziert Regulierungen in 

Bezug auf die Untersuchung des Trinkwassers, Pflichten des Trinkwasserbetreibers und der 

Überwachung durch andere (Gesundheitsamt) auch in Bezug auf die Gefahrenabwendung. Sie bestimmt 

dabei die zu untersuchenden mikrobiologischen, chemischen und radiologischen Parameter 

(Bundesministerium für Gesundheit 2023). Um die hygienische Sicherheit des Trinkwassers zu 

gewährleisten, fordert die Verordnung auch, dass Grenzwerte und Anforderungen zur 

Wasserbeschaffenheit an den Zapfstellen des Trinkwassers im Haushalt eingehalten werden. Sie legt 

u.a. fest, dass alte Bleileitungen ausgetauscht oder stillgelegt werden müssen (Bundesministerium für 

Gesundheit 2023). Weiterhin überführt sie in ihrer novellierten Form vom 24.6.2023 die Anforderung 

eines risikobasierten Ansatzes in deutsches Recht.  

https://www.zotero.org/google-docs/?HvmM9H
https://www.zotero.org/google-docs/?fGvKrp
https://www.zotero.org/google-docs/?aCHPaK
https://www.zotero.org/google-docs/?aCHPaK
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3.5. Düngeverordnung 

Die Düngeverordnung (DüV) setzt die Vorgaben der EG-Nitratrichtlinie (91/676/EWG) in nationales 

Recht um. Die rechtliche Grundlage ist das Düngegesetz (DüngG). Die ursprüngliche Fassung der DüV 

wurde am 26. Januar 1996 verabschiedet, die letzte Novellierung fand am 26. Mai 2017 statt. Die DüV 

definiert die gute fachliche Praxis bei der Düngung. Dabei ist die Düngemenge auf den Bedarf der 

Pflanzen abzustimmen sowie standort- und zeitgerecht durchzuführen. Die Düngemenge wird laut 

Düngeverordnung des Bundes durch die verpflichtende Düngebedarfsermittlung bestimmt. In Baden-

Württemberg erfolgt die Bedarfsermittlung nach den Vorgaben des Nitratinformationsdienstes (NID). Des 

weiteren regelt die DüV Sperrfristen für die Ausbringung von Wirtschafsdünger und regelt den Zeitraum, 

die Dauer und Gebiete für die Anwendung von Düngemittel. 

Es gibt bestimmte Sperrfristen, in denen die Ausbringung von Wirtschaftsdüngern untersagt ist. 

Diese Sperrfristen variieren je nach Düngemittel und Gebiet. Auf Acker- und Grünland ist es 

beispielsweise zwischen dem 1. Dezember und dem 15. Januar nicht erlaubt, Festmist, Kompost und 

phosphathaltigen Dünger auszubringen. In "roten Gebieten" gelten zusätzliche Einschränkungen, wie 

zum Beispiel ein Ausbringungsverbot von Festmist und Kompost zwischen dem 1. November und dem 

31. Januar sowie ein Verbot von stickstoffhaltigen Düngemitteln zwischen dem 1. Oktober und dem 31. 

Januar. Die Ausbringung von flüssigem, organischem Dünger auf Grünland ist auf 60 kg/ha 

Gesamtstickstoff begrenzt. In "gelben Gebieten" gelten ähnliche Sperrfristen, die vom 1. Dezember bis 

zum 15. Februar reichen. 

 

Es besteht die Möglichkeit, die Sperrfrist für Grünland um bis zu 4 Wochen zu verschieben, jedoch 

gibt es keine Ausnahmeregelungen für gelbe und rote Gebiete. Eine Verschiebung der Sperrfrist auf 

Ackerland ist generell nicht möglich. Des Weiteren besteht ein generelles Ausbringungsverbot für 

stickstoff- oder phosphathaltigen Dünger, wenn der Boden überschwemmt, wassergesättigt, gefroren 

oder schneebedeckt ist. Es sind außerdem Mindestabstände zu Gewässern einzuhalten.  

3.6. Düngegesetz 

Das Düngegesetz (DüngG) wurde am 9. Januar 2009 erlassen, die letzte Novellierung fand am 10. 

August 2021 statt. Es regelt das Inverkehrbringen und die Ausbringung von Düngemitteln sowie deren 

Auswirkungen auf die Umwelt. Ein zentrales Ziel des Gesetzes ist der Schutz von Boden- und 

Wasserressourcen, insbesondere des Grund- und Trinkwassers, vor schädlichen Nährstoffeinträgen. 

Durch die Ausbringung von Düngemitteln können Stickstoffverbindungen wie Nitrat ins 

Grundwasser gelangen und dort zu einer Verschlechterung der Wasserqualität führen. Hohe 

Nitratkonzentrationen im Grundwasser stellen ein erhebliches Problem für die Trinkwasserversorgung 

dar, da sie gesundheitliche Risiken mit sich bringen und kostspielige Aufbereitungsmaßnahmen 
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erforderlich machen. Um den Eintrag von Nährstoffen in Böden und Gewässer zu minimieren, fordert das 

DüngG eine standort- und bedarfsgerechte Düngung nach guter fachlicher Praxis. Dies umfasst zeitliche 

Ausbringungsverbote, Obergrenzen für Nährstoffmengen, Vorgaben zur Ausbringungstechnik sowie 

detaillierte Aufzeichnungspflichten. Besonders streng sind die Vorgaben in sogenannten „roten 

Gebieten“, in denen eine Überschreitung der Nitrat-Grenzwerte im Grundwasser festgestellt wurde. 

Betriebe mit mehr als 20 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche oder mehr als 50 Großvieheinheiten sind 

zudem verpflichtet, die Nährstoffzufuhr und -abgabe in einer Stoffstrombilanz zu erfassen. Diese 

Regelung dient dazu, eine Überdüngung zu vermeiden und den Schutz von Grund- und Trinkwasser 

nachhaltig zu gewährleisten. 

 

3.7. Verordnung über den Umgang mit Nährstoffen im Betrieb und betriebliche 

Stoffstrombilanzen (Stoffstrombilanzverordnung - StoffBilV)  

Die Stromstoffbilanzverordnung (StoffBilV) regelt den betrieblichen Umgang und die 

Dokumentation mit Nährstoffen. Die Verordnung wurde am 14. Dezember 2017 verabschiedet, die letzte 

Novellierung fand am 10. August 2021 statt. Die rechtliche Grundlage ist das Düngegesetz (DüngG). 

Betriebe mit mehr als 20 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche oder mehr als 50 Großvieheinheiten müssen 

die Zufuhr und Abgabe von Nährstoffen in einer betrieblichen Stromstoffbilanz erfassen. Erfasst werden 

müssen die Nährstoffmengen an Stickstoff und Phosphor, die durch Düngemittel, Futtermittel, Saatgut, 

Nutztiere und andere Stoffe zugeführt und abgegeben werden. Für Stickstoff ist zusätzlich der dreijährige 

Durchschnitt der Stoffstrombilanz von den Betrieben zu bewerten und aufzuzeichnen. Die Bewertung der 

dreijährigen betrieblichen Stoffstrombilanz kann durch den Betrieb auf zwei Wegen erfolgen: durch einen 

zulässigen Stickstoffsaldo von 175 kg/ha und Jahr, wobei der Bilanzwert im dreijährigen Mittel nicht 

überschritten werden darf. Oder durch die Bewertung eines jährlich zu ermittelnden betriebsindividuellen 

Bilanzwertes (zu ermitteln nach Anlage 4), wobei der Durchschnitt der letzten drei Jahre um nicht mehr 

als 10 % überschritten werden darf. 

3.8. Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Das Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 

(BBodSchG), das am 17. März 1998 erlassen wurde und zuletzt am 27. September 2017 novelliert wurde, 

verfolgt ebenfalls Ziele, die in direktem Zusammenhang mit dem Schutz von Grund- und Trinkwasser 

stehen. Es regelt die gute fachliche Praxis der landwirtschaftlichen Bodennutzung, um die Qualität von 

Boden und Wasser zu sichern und Schäden durch landwirtschaftliche Tätigkeiten zu minimieren. 

Das Gesetz zielt darauf ab, den Eintrag von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln in die 

Oberflächengewässer zu vermeiden, was auch indirekt den Schutz des Grundwassers umfasst, da 
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Oberflächengewässer oft in das Grundwasser abfließen und so Schadstoffe in tiefere Wasserschichten 

transportieren können. Insbesondere sollen durch eine standortangepasste Nutzung und ausreichende 

Bodenbedeckung sowie durch die Berücksichtigung von Hangneigungen und Wasserverhältnissen 

Oberflächenabflüsse reduziert werden. Diese Maßnahmen verringern die Gefahr von Bodenabträgen 

und Bodenerosion, die wiederum Nährstoffe und Schadstoffe in Gewässer transportieren könnten. 

Des Weiteren verfolgt das BBodSchG das Ziel, die Bodenstruktur zu erhalten oder zu verbessern 

und Bodenverdichtungen durch landwirtschaftliche Geräte zu vermeiden. Dies ist von großer Bedeutung 

für den Schutz des Grundwassers, da eine intakte Bodenstruktur die Wasseraufnahmefähigkeit des 

Bodens verbessert und somit die Gefahr von Oberflächenabflüssen und die damit verbundene 

Kontamination von Grund- und Trinkwasser verringert.  



 

23 

4. Baden-Württemberg 

4.1. Wassergesetz Baden-Württemberg (WG) 

Das Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) überführt das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in 

Landesrecht und ist in seiner jetzigen Form seit dem 1. Januar 2014 gültig (Land Baden-Württemberg 

2014). Es ist in seinem Aufbau sehr ähnlich zum WHG und  

regelt einige Aspekte des WHGs für Baden-Württemberg. Dabei handelt es sich u.a. um 

„Rechtsvorschriften zur Gewässereinteilung, zu den Eigentumsverhältnissen der Gewässer, 

zur Benutzung und Bewirtschaftung von Gewässern, zur Schifffahrt, zur Abwasserbeseitigung, 

zur Unterhaltung und Ausbau der Gewässer zum Hochwasserschutz, zur wasserwirtschaftlichen 

Planung und Dokumentation sowie zu den Wasserbenutzungsabgaben“ (Ministerium für Umwelt, Klima 

und 

Energiewirtschaft Baden-Württemberg 2022, 2). 

Ein Aspekt beinhaltet zudem Regelungen, die die Anwendung von Gewässerrandstreifen betreffen, 

welche auch im WHG bereits übergeordnet festgelegt werden, jedoch wiederum von den Ländern 

unterschiedlich ausgelegt werden können. So wird nach §38 Absatz 4 WHG festgelegt, dass “der 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, ausgenommen die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 

und Düngemitteln” (Bundesministerium der Justiz 2009), im Gewässerrandstreifen verboten sind. Laut 

§29 Absatz 3 WG, sind jedoch “der Einsatz und die Lagerung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, 

ausgenommen Wundverschlussmittel zur Baumpflege und Wildbissschutzmittel” im fünf Meter Abstand 

zu den Gewässern verboten. (Land Baden-Württemberg 2014). Zudem ist eine ackerbauliche Nutzung 

verboten, wenn sie mit einem Umbruch verbunden ist. Eine Ausnahme bilden hier Kurzumtriebsplantagen 

(KUP) und Blühstreifen. Bäume und Sträucher dürfen in Gewässerrandstreifen nicht entfernt werden. Die 

Breite der Randstreifen bezieht sich auf den Abstand zum Gewässer ohne Böschung. Hilfe bei der 

Orientierung von Gewässern von wasserwirtschaftlicher Bedeutung bietet das Amtliche Digitale 

Wasserwirtschaftliche Gewässernetz (AWGN). 

Bezogen auf das Grundwasser legt das WG Regelungen zur erlaubnisfreien Benutzung sowie zu 

Bohrungen fest. So folgt das WG dem WHG darin, dass für den Haushalt, den landwirtschaftlichen 

Hofbetrieb, für das Tränken von Vieh außerhalb des Hofbetriebs oder in geringen Mengen zu einem 

vorübergehenden Zweck, sowie für Zwecke der gewöhnlichen Bodenentwässerung landwirtschaftlich, 

forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzter Grundstücke, keine Genehmigung erforderlich ist, es sei 

denn der Wasserhaushalt durch diese Entnahmen gefährdet würde (Land Baden-Württemberg 2014).  

Grundsätzlich dürfen Benutzungen des Grundwassers im Sinne einer nachhaltigen Nutzung nur “im 

https://www.zotero.org/google-docs/?jhSwOK
https://www.zotero.org/google-docs/?jhSwOK
https://www.zotero.org/google-docs/?jPKFJE
https://www.zotero.org/google-docs/?hC30IL
https://www.zotero.org/google-docs/?obVzSO
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Rahmen der Neubildung zugelassen werden”. Ausnahmen können lediglich für die Entnahme von 

Mineral- und Thermalwasser gewährt werden (§12 Absatz 4 WG). 

Bezüglich Erdarbeiten und Bohrungen legt das WG fest, dass diese, falls sie mehr als zehn Meter 

in den Boden eindringen, beziehungsweise falls diese sich auf die Menge oder Beschaffenheit des 

Grundwassers auswirken können, bei der Wasserbehörde einen Monat vor Beginn anzumelden sind 

(Land Baden-Württemberg 2014). Die Wasserbehörde muss die Arbeiten untersagen, wenn negative 

Auswirkungen auf das Grundwasser zu erwarten - oder durch die Arbeiten eingetreten sind. Wenn der 

Eintrag von Stoffen in das Grundwasser durch die Arbeiten zu erwarten sind, dann ist nicht nur eine 

Ankündigung der Arbeiten, sondern eine Erlaubnis bei der Wasserbehörde einzuholen. Der Betreiber der 

Bohrungen ist verantwortlich für auftretende Schäden am Grundwasser (Land Baden-Württemberg 

2014). 

Das Wassergesetz mit insgesamt 128 Paragraphen konkretisiert viele weitere Regelungen  

bezogen auf die Gewässereinteilung, die Bewirtschaftung von Gewässern, Entschädigungen, der 

Gewässeraufsicht, Zuständigkeiten, Wassernutzungsabgaben, Straf- und Bußgeldbestimmungen, sowie 

besonderer Wasserrechtlicher Bestimmungen bezogen auf viele verschiedenen Bereiche (z.B. der 

Öffentlichen Wasserversorgung, dem Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, dem Gewässerausbau, 

sowie der Wasserwirtschaftlichen Planung und Dokumentation) (Land Baden-Württemberg 2014). 

 

 

4.2. Verordnung der Landesregierung zu Anforderungen an die Düngung in bestimmten 

Gebieten zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigungen (VODüVGebiete) 

Die Verordnung der Landesregierung zu Anforderungen an die Düngung in bestimmten Gebieten 

zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigungen (VODüVGebiete) in der aktuellen Fassung vom 31. 

Dezember 2021 definiert die Anforderungen an die Ausbringung von Dünger in ausgewiesenen Gebieten 

mit erhöhter Nitratbelastung (rote Gebiete) und erhöhter Phosphorbelastung (gelbe Gebiete) zum Schutz 

der Gewässer vor Verunreinigung (nach §13a DüV). Die ausgewiesenen Gebiete werden jährlich als 

interaktive Karte für das Gebiet Baden-Württembergs veröffentlicht. In ausgewiesenen Nitratgebieten gilt 

ein Abschlag von 20% Stickstoff auf den Düngebedarf und es werden verlängerte Sperrfristen definiert. 

Zusätzlich gibt es eine schlagbezogene Obergrenze von 170 kg Gesamtstickstoff pro ha. In 

ausgewiesenen eutrophierten Gebieten gelten erweiterte Abstände zur Böschungsoberkante von 

Gewässern bei der Ausbringung von Düngemitteln und Hilfsstoffen. Zusätzlich werden in Abhängigkeit 

der Hangneigung zu Gewässern besondere Anforderungen an die Ausbringung und Einarbeitung 

gestellt. 

 

https://www.zotero.org/google-docs/?wsXash
https://www.zotero.org/google-docs/?hDnZOR
https://www.zotero.org/google-docs/?hDnZOR
https://www.zotero.org/google-docs/?Xq2GcU


 

25 

4.3. Schutzgebiets- und Ausgleichs-Verordnung (SchALVO) 

Die Schutzgebiets- und Ausgleichs-Verordnung (SchALVO) dient dem Schutz des Grundwassers 

in Wasserschutzgebieten vor Stoffeinträgen aus der Landwirtschaft. Die SchALVO trat erstmalig am 1. 

Januar 1988 in Kraft und wurde am 1. März 2001 novelliert. Die Verordnung definiert die Maßnahmen 

zur Reduzierung von Nitrateinträgen und Einträgen von Pflanzenschutzmitteln und regelt die finanziellen 

Ausgleichsleistungen, um die durch Bewirtschaftungsauflagen entstandenen Ertragsverluste bzw. 

Mehraufwand zu kompensieren. Rechtliche Grundlage ist das Wassergesetz Baden-Württembergs (WH) 

und das Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Laut WHG werden Wasserschutzgebiete nach hydrologischen 

und topographischen Gegebenheiten in Wasserschutzzonen eingeteilt. Zone I umfasst den 

Fassungsbereich, in dem Landbewirtschaftung nur in Form von Grünland mit Mähnutzung und 

Schnittabfuhr ohne Düngung und ohne Verwendung von Pflanzenschutzmitteln erlaubt ist. Das 

Ausbringen von mineralischen Düngemitteln ist lediglich zum Aufbau und Erhalt der Grasnarbe zulässig. 

Zone II umfasst das engere Schutzgebiet mit Ausbringungsverboten für flüssige Wirtschaftsdünger 

tierischer Herkunft und Pflanzenschutzmittel mit den Inhaltsstoffen Terbuthylazin und Tolylfluanid sowie 

einem Umbruchsverbot von Dauergrünland. Zudem zusätzliche Einschränkungen in der Tierhaltung und 

Mistausbringung auf auswaschungsgefährdeten Böden (A-Böden). Zone III umfasst das weitere 

Schutzgebiet mit dem  gesamten Einzugsgebiet  mit einem Ausbringungsverbot für Pflanzenschutzmittel 

mit den Inhaltsstoffen Terbuthylazin und Tolylfluanid sowie einem Umbruchsverbot von Dauergrünland. 

Nach SchALVO werden Gebiete nach ihrer Nitratbelastung und Pflanzenschutzmittelgehalte im 

Grundwasser in die drei Klassen Normalgebiete, Nitratproblemgebiete (Nitratkonzentration > 35 mg/l) 

und Nitratsanierungsgebiete (Nitratkonzentration > 50 mg/l) bzw. Pflanzenschutzmittelsanierungsgebiete 

(Konzentration von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen > 0,1 μm/l) eingeteilt. In den jeweiligen Gebieten 

gelten unterschiedliche Bewirtschaftungsauflagen und es werden unterschiedlich hohe 

Ausgleichszahlungen gewährt. Die Auflagen umfassen unter anderem die Ausbringung von 

Mineraldünger und Wirtschaftsdünger, die Bodenbearbeitung und die Begrünung. Ausgleichszahlungen 

können für landwirtschaftlich genutzte Flächen beantragt werden, welche in Problem- und 

Sanierungsgebieten sowie in Schutzzone II von Wasserschutzgebieten liegen. Derzeit sind mehr als 25 

% der Landesfläche Baden-Württembergs als Wasserschutzgebiet ausgewiesen. 

 

4.4. Erosionsschutzverordnung (ErosionsSchVO) 

Die Verordnung des Ministeriums Ländlicher Raum zur Einteilung landwirtschaftlicher Flächen 

nach dem Grad der Erosionsgefährdung (ErosionsSchV) des Landes Baden-Württemberg regelt die 

Anforderungen zum Schutz des Bodens vor Erosion. Die Verordnung wurde am 29. Mai 2010 

verabschiedet und letztmalig am 21. Dezember 2021 novelliert. Da Gewässer /Wasser zur Erosion von 
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Böden beiträgt, spielt es hier eine große Rolle. Nach der Verordnung werden landwirtschaftlich genutzte 

Flurstücke gemäß ihrer Erosionsgefährdung durch Wasser nach der Bodenerodierbarkeit und der 

Hangneigung in Wassererosionsgefährdungsklassen (CCWasser) eingeteilt. CCWasser 0 (keine 

Erosionsgefährdung), CCWasser 1 (Erosionsgefährdung) und CCWasser 2 (hohe Erosionsgefährdung). 

Für Ackerflächen der Wassererosionsgefährdungsklassen CCWasser 1 und 2 definiert die Verordnung 

Bewirtschaftungsauflagen. Darunter fallen Auflagen für das Pflügen sowie Zeiträume mit Pflugverboten. 

Ziel ist es durch die Unterteilung nach Grad der Erosionsgefährdung eine Übersicht über die Flächen zu 

erlangen und geeignete Maßnahmen der Bodenbewirtschaftung zur Begrenzung der Erosion an diesen 

Flächen festzulegen. 

 

4.5. Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz (LLG) 

Das Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz (LLG) vom 14. März 1972, zuletzt geändert am 7. 

Februar 2023, regelt Maßnahmen, mit der die Landwirtschaft gesellschaftspolitische Aufgaben erfüllen 

kann. So auch im Bezug mit Wasserthematiken wie beispielsweise in § 2 LLG (Aufgaben der 

Landwirtschaft und der Forstwirtschaft), § 19 LLG (Wasserwirtschaftliche Maßnahmen und Wegebau) 

oder § 27a LLG (Schutz von Dauergrünland). Laut LLG sind dabei die Aufgaben der Landwirtschaft unter 

anderem die Erhaltung und Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen Boden, Wasser und Luft 

(vgl. §2 Absatz 3 LLG). Gemäß LLG ist die Umwandlung von Dauergrünland verboten sowie die 

Entwässerung von Dauergrünland genehmigungspflichtig (vgl. § 27a LLG Absatz 4). 

 

4.6. Wassermangelstrategie 

Die Strategie zum Umgang mit Wassermangel ist Teil der Zukunftsstrategie Wasser und Boden 

des Landes Baden-Württemberg. Sie basiert auf der Annahme, dass in Zukunft Dürre- und 

Niedrigwasserereignisse aufgrund des Klimawandels häufiger auftreten und länger andauern werden 

(Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg 2022,1). Die 

Wassermangelstrategie benennt eine Konkurrenzsituation um Wasser, die in Dürre- und 

Niedrigwasserperioden entsteht, wodurch “Konflikte bei der Wassernutzung steigen [werden], denn die 

verschiedenen Nutzungsinteressen konkurrieren um ein zeitweise eingeschränkt verfügbares Gut” 

(Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg 2022,1). Das 

Umweltministerium bezeichnet die Vermeidung von Konflikten bei der Nutzung um Wasser als eine 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe und möchte im Rahmen der Wassermangelstrategie den Dialog mit 

verschiedenen betroffenen Fachrichtungen und Verbänden intensivieren. Besondere Ansprüche an die 

Wasserverfügbarkeit besitzen laut Strategie die Trinkwasserversorgung, die Landwirtschaft, die 

https://www.zotero.org/google-docs/?Ld8Ni7
https://www.zotero.org/google-docs/?25Kcy0
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Fischerei, die Abwasserbeseitigung, die Industrie, die Schifffahrt, der Natur-Arten und Bodenschutz, der 

Tourismus, sowie der Brandschutz (MdL, n.d.). Ein weiteres zentrales Anliegen der 

Wassermangelstrategie, der sich nicht direkt auf die Vermeidung von Konflikten bezieht, ist der Schutz 

von Gewässerökosystemen, die ebenfalls durch Dürre- und Niedrigwasserperioden gefährdet sind. 

Zentraler Bestandteil der Wassermangelstrategie ist der 12 - Punkte -Plan, der 12 Punkte für einen 

verbesserten Umgang mit Wassermangel festlegt. Diese können auf den Seiten 34-35 hier im Detail 

eingesehen werden.  

4.7. Masterplan Wasserversorgung Baden-Württemberg 

Der Masterplan Wasserversorgung Baden-Württemberg beschäftigt sich mit der Frage wie die 

öffentliche Wasserversorgung Baden-Württembergs dem Klimawandel angepasst ist und sich in der 

Zukunft anpassen muss. Zentrales Element des Masterplans ist eine IST-Aufnahme der Wasserbilanz 

und eine Prognose wie sich diese bis 2050 für die öffentliche Wasserversorgung in Baden-Württemberg 

verändert. Diese Erhebungen und Prognosen werden auf der Ebene der Stadt- und Landkreise vollzogen 

(Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg 2023).  

Um eine Wasserbilanz bis zum Jahr 2050 zu erstellen, werden die Schüttungen von Wasserquellen 

und der Grundwasserstand erfasst. Auf Grundlage von Langzeitbeobachtungen, Stresstests und 

Klimaprojektionen wird die zukünftige Verfügbarkeit abgeschätzt. Mithilfe von Prognosen werden die 

Bevölkerungsentwicklung und der künftige Bedarf an Trinkwasser analysiert, insbesondere die 

Höchstbedarfe während Hitzeperioden. Im Jahre 2018 hatte die Trinkwasserversorgung in einzelnen 

Kommunen “auf dem Höhepunkt der Trockenperioden bereits Schwachstellen [...] gezeigt”. (Ministerium 

für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg 2019) 

 

Die Bilanz berücksichtigt die Entnahmen von großen Wasserverbrauchern aus dem öffentlichen 

Netz sowie relevante Grundwassernutzungen in Industrie, Gewerbe und Landwirtschaft. Dadurch lässt 

sich für jede Gemeinde feststellen, ob bereits heute ein zusätzlicher Wasserbedarf für die 

Versorgungssicherheit im Grund- und/ oder Spitzenlastfall besteht oder ob dieser in Zukunft entstehen 

wird und in welchem Umfang. Der Masterplan formuliert Handlungsempfehlungen auf Ebene der 

Landkreise, um die Versorgungssicherheit bis 2050 sicherzustellen und zu verbessern. 

 

Die zentralen Fragen, die der Masterplan hinsichtlich der Versorgungssicherheit beantwortet, 

lauten: 

⚫ “Ist die Wassermengenbilanz auch im Jahr 2050 ausgeglichen? 

⚫ Gibt es eine Alternative Wasserversorgung, wenn die größte unabhängige Wasserversorgung 

ausfällt? Haben die Folgen des Klimawandels Auswirkungen auf die Rohwasserqualität und wird 

https://www.zotero.org/google-docs/?GNLJ7c
https://www.zotero.org/google-docs/?GNLJ7c
https://www.zotero.org/google-docs/?GNLJ7c
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Umwelt/Wassermangel-Strategie-barrierefrei.pdf
https://www.zotero.org/google-docs/?7hq7EF
https://www.zotero.org/google-docs/?2suO8Z
https://www.zotero.org/google-docs/?2suO8Z
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das Wasservorkommen auch zukünftig nutzbar sein? Muss das Rohwasser zukünftig aufbereitet 

werden?” (Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg 2023) 

 

Die Erhebungen für den Masterplan sind teilweise bereits abgeschlossen, werden noch 

durchgeführt bzw. befinden sich noch in der Planung. Insgesamt sind 5 Jahre für die Erhebung der Daten 

durch Ingenieurbüros (Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg 2019) 

vorgesehen.  

https://www.zotero.org/google-docs/?VFgb7D
https://www.zotero.org/google-docs/?ljubPo


 

29 

5. Quellen 

badenova AG & Co. KG. 2023. “Risikomanagement in der Trinkwasserversorgung ResiTrink!” 2023. 
https://www.badenova.de/ueber-uns/engagement/innovativ/innovationsfonds-
projekte/risikomanagement-in-der-trinkwasserversorgung-resitrink!.jsp. 

Bundesministerium der Justiz. 2009. “WHG - Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis.” 2009. 
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/. 

———. n.d. “GrwV - Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis.” Accessed June 1, 2023. https://www.gesetze-
im-internet.de/grwv_2010/. 

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft. 2023a. “Düngung.” BMEL. May 31, 2023. 
https://www.bmel.de/DE/themen/landwirtschaft/pflanzenbau/ackerbau/duengung.html. 

———. 2023b. “EU-Nitratrichtlinie: Vertragsverletzungsverfahren eingestellt – hohe Strafzahlungen 
abgewendet.” BMEL. June 1, 2023. 
https://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/071-eu-nitratrichtlinie.html. 

Bundesministerium für Gesundheit. 2023. “Trinkwasser | BMG.” 2023. 
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/begriffe-von-a-z/t/trinkwasser.html. 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. 2010. “Verordnung zum Schutz 
des Grundwassers- BMUV - Gesetze und Verordnungen.” bmuv.de. 2010. 
https://www.bmuv.de/GE147. 

———. 2011. “Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie und ihre Umsetzung in Deutschland.” 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz. 2011. 
https://www.bmuv.de/WS1915. 

———. 2017. “Grundwasser in der EU.” Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz. 2017. https://www.bmuv.de/WS1287. 

———. 2023a. “Nationale Wasserstrategie: Kabinettsbeschluss vom 15. März 2023.” 
———. 2023b. “"Nationale Wasserstrategie: Kurzfassung – März 2023.” 
Bundesumweltministeriums. n.d. “Das Wasserhaushaltsgesetz.” Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz. Accessed May 16, 2023. 
https://www.bmuv.de/WS4793. 

Bundeszentrale für politische Bildung. 2016. “Subsidiaritätsprinzip.” bpb.de. 2016. 
https://www.bpb.de/kurz-knapp/lexika/lexikon-der-wirtschaft/20791/subsidiaritaetsprinzip/. 

CIS Arbeitsgruppe 2.2. 2002. “LEITFADEN ZUR IDENTIFIZIERUNG UND AUSWEISUNG VON 
ERHEBLICH VERÄNDERTEN UND KÜNSTLICHEN WASSERKÖRPERN.” 2002. http://wrrl-
info.de/docs/GuidanceHMWB_German.pdf. 

EUR - Lex. 2021. “Wasser in Angemessener Güte in Europa (Gewässerschutz-Richtlinie).” 2021. 
https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/good-quality-water-in-europe-eu-water-
directive.html. 

Europäische Komission. 2020. “Kommission Begrüßt Endgültige Einigung Über Trinkwasserqualität 
Und - Versorgung.” 

Europäische Union. n.d. “Arten von Rechtsvorschriften | Europäische Union.” Accessed May 31, 2023. 
https://european-union.europa.eu/institutions-law-budget/law/types-legislation_de. 

Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union. 1991. “Richtlinie 91/676/EWG des Rates 
vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus 
landwirtschaftlichen Quellen.” http://data.europa.eu/eli/dir/1991/676/oj/deu. 

———. 2000. Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der 
Wasserpolitik. OJ L. Vol. 327. http://data.europa.eu/eli/dir/2000/60/oj/deu. 

———. 2006. “Richtlinie 2006/118/EG Des Europäischen Parlaments Und Des Rates.” Amtsblatt Der 
Europäischen Union, 2006, 372 edition, sec. 19. https://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:372:0019:0031:DE:PDF. 

———. 2007. “Richtlinie 2007/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 

https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI


 

30 

2007 über die Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken.” 288. 
———. 2008. “Richtlinie 2008/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 

zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der 
Meeresumwelt (Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie) (Text von Bedeutung für den EWR).” 
Amtsblatt der Europäischen Union, June 17, 2008. http://data.europa.eu/eli/dir/2008/56/oj/deu. 

———. 2009. “Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 
2009 über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von 
Pestiziden (Text von Bedeutung für den EWR)” 309 (October). 
http://data.europa.eu/eli/dir/2009/128/oj/deu. 

———. 2020. “Richtlinie (EU) 2020/2184 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
Dezember 2020 über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (Neufassung) 
(Text von Bedeutung für den EWR)” 435 (December). 
http://data.europa.eu/eli/dir/2020/2184/oj/deu. 

Kluth, Winfried. 2013. “Allgemeines Umweltrecht.” In Umweltrecht: Ein Lehrbuch, edited by Winfried 
Kluth and Ulrich Smeddinck, 1–67. Wiesbaden: Springer Fachmedien. 
https://doi.org/10.1007/978-3-8348-8644-6_1. 

Kreimeier, U., and H.-R. Arntz. 2013. “Gesetz, Verordnung, Ausführungsverordnung, Richtlinie, 
Empfehlung, Vereinbarung, Leitlinie.” Notfall +  Rettungsmedizin 16 (2): 89–91. 
https://doi.org/10.1007/s10049-012-1643-0. 

Kühl, S. (2017): „Was sind Leitbilder?“ In: Leitbilder erarbeiten. Wiesbaden: 7-29. 
Land Baden-Württemberg. 2014. WG Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) vom 3. Dezember 

2013. GBl. 2013, 389. 
Leise, Volker. 2023. “EU-Kommission startet Vertragsverletzungsverfahren wegen verzögerter 

Umsetzung der Trinkwasserrichtlinie.” March 27, 2023. https://www.euwid-
wasser.de/news/politik/eu-kommission-startet-vertragsverletzungsverfahren-wegen-
verzoegerter-umsetzung-der-trinkwasserrichtlinie-270323/. 

MdL, Thekla Walker. n.d. “Strategie zum Umgang mit Wassermangel in Baden-Württemberg.” 
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg. 2019. “Klimawandel und 

Wasserversorgung: Land erarbeitet Masterplan.” Baden-Württemberg.de. March 18, 2019. 
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/presse-service/presse/pressemitteilung/pid/klimawandel-
und-wasserversorgung-land-erarbeitet-masterplan. 

———. 2022,1. „Wassergesetz für Baden-Württemberg.“ Baden-Württemberg.de. Februar 16, 2022. 
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/wasser/rechtsvorschriften/wassergesetz. 

———. 2022, 2. “Wassermangelstrategie Baden-Württemberg.” Baden-Württemberg.de. September 2, 
2022. https://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-
natur/wasser/wasserversorgung/wassermangel. 

———. 2023. “Wasserversorgung Baden-Württemberg.” Baden-Württemberg.de. August 4, 2023. 
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/wasser/wasserversorgung. 

Rainfurth, Claudia and IHK Karlsruhe. n.d. “Die neue EU-Trinkwasserrichtlinie: Umsetzung in nationales 
Recht bis 12.1.2023.” IHK Karlsruhe. Accessed June 1, 2023. 
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/wasser/wasser-aktuell/die-neue-eu-
trinkwasserrichtlinie-umsetzung-in-5297336. 

Schneider, Christiane Toyka-Seid, Gerd. n.d. “Verordnung / Rechtsverordnung.” bpb.de. Accessed 
November 27, 2023. https://www.bpb.de/kurz-knapp/lexika/das-junge-politik-
lexikon/321319/verordnung-rechtsverordnung/. 

Umweltbundesamt. 2022a. “Experience-Gesamt.” 2022. 
https://experience.arcgis.com/experience/e1fd69a6ac8a4bdbae7df4b5b9f062bb/page/Grundwa
sser/. 

———. 2022b. “Wasserrahmenrichtlinie.” Text. Umweltbundesamt. Umweltbundesamt. 2022. 
https://www.umweltbundesamt.de/wasserrahmenrichtlinie. 

———. 2022c. “Wasserrecht.” Text. Umweltbundesamt. Umweltbundesamt. 2022. 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/recht-oekonomie-digitalisierung/wasserrecht. 

———. 2023. “Nationale Wasserstrategie.” Text. Umweltbundesamt. Umweltbundesamt. 2023. 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/wasser-bewirtschaften/nationale-

https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI
https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI


 

31 

wasserstrategie. 
Verband kommunaler Unternehmen e.V. 2021. “Neue EU-Trinkwasserrichtlinie in Kraft getreten: VKU.” 

January 20, 2021. https://www.vku.de/themen/europa/neue-eu-trinkwasserrichtlinie-in-kraft-
getreten/. 

https://www.zotero.org/google-docs/?KQIISI

